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Auf zwei Rädern zur 
Verkehrswende
Kirchheim. Radfahren soll gefördert 
werden. Um aber eine Alternative 
zum Auto zu sein, muss es vor allem 
sicher sein und Spaß machen. Ein Pra-
xistest zeigt, wo es noch hapert.
Lokales  Seite 13

Stefan Wörner 
verlässt Kirchheim
Kirchheim. Nach zehn Jahren in der 
Kirchheimer Verwaltungsspitze 
wech selt Stefan Wörner nach Pfullin-
gen, wo er Anfang August sein neues 
Amt als Bürgermeister antritt.
Lokales  Seite 14

Olympia im 
Schnelldurchlauf
Kirchheim. Am Sonntag ist Manuel Fu-
mic nach Tokio gereist. Seine fünften 
und letzten Spiele dauern wegen Co-
rona nur neun Tage. Nach dem Ren-
nen am Montag wartet die Heimreise. 
Lokalsport  Seite 11

Als wunderbare Art und Weise des 
sinnlosen Zeitvertreibs darf 
man die Alltags-Umfrage zäh-
len. Heute Morgen zum Beispiel 
erreichte uns die Erkenntnis, 
dass 49 Prozent der Autofahrer 
auf der Autobahn drängeln, 21 
Prozent betätigen dabei sogar 
die Lichthupe. Sapperlot. Hätte 
man sich vorher Gedanken ge-
macht, man wäre auf ganz ande-
re Zahlen gekommen. Wobei der 
Konjunktiv in diesem Satz wo-
möglich ein guter Hinweis dar-
auf sein könnte, dass einem das 
Thema eher am Allerwertesten 
vorbei geht.

Doch jetzt sind die 41 im Ge-
dächtnis geankert – und die 
nächste Fahrt in den Urlaub 
wird als Feldstudie verwendet. 
Zumindest aber weiß man 
jetzt, was man noch er-
zählen kann, wenn ei-
nem nach vier Stunden 
Stop-and-Go nicht 
mehr viel einfällt.

Wobei, man könnte 
sein Gehirnschmalz auch in 
das Ersinnen neuer Umfragen 
stecken: Wie viele Frauen geben 
zum Beispiel an, nach den ers-
ten Schlucken Bier kräftig rülp-
sen zu müssen? Wie viele Män-

ner haben schon mal heimlich 
einen Rosamunde-Pilcher-Film 
gesehen? Wie viele Menschen 
über 50 singen beim Autofahren 

gerne die Hits aus den 70er, 
80er, 90er, 00er Jahren 

und von heute? Wie vie-
le Menschen ärgern 
sich, wenn ihre Spülma-
schine falsch einge-

räumt wird? Wie viele 
Menschen regen sich auf, 

wenn Gürkchen mit dem Fin-
gern aus dem Glas genascht 
werden? Wie viele Leute lieben 
es, sinnlose Umfragen zu lesen?
� Guido Bohsem

Mach doch mal eine Umfrage

Ausgekehrt haben die Tänzer und Tänzerinnen 
des Besenballetts das Humboldt-Forum zur Eröff-
nung. Nach mehr als sieben Jahren Bauzeit wurde 

der neue Komplex am Dienstag in Berlin eröffnet. 
Für den Kulturbau wurde im Herzen der Haupt-
stadt auf der Spreeinsel das Berliner Schloss zum 

Teil wiederaufgebaut – und mit einem modern ge-
stalteten Teil kombiniert. Die ersten 100 Tage ist 
der Besuch kostenfrei. � Foto: Jörg Carstensen/dpa

Mit Schwung in die neue Museumswelt

D ie neue Landesregie-
rung aus Grünen und 
CDU hat gut zwei Mo-
nate nach dem Amts-

antritt nur wenig Rückhalt in 
der Bevölkerung. Das geht aus 
der neuesten Ausgabe des Ba-
Wü-Checks hervor, einer ge-
meinsamen Umfrage der ba-
den-württembergischen Tages-
zeitungen. Demnach begrüßen 
nur 35 Prozent der Befragten die 
Fortsetzung der grün-schwar-
zen Koalition, 31 Prozent hätten 
sich die Bildung einer soge-
nannten Ampel-Koalition aus 
Grünen, SPD und FDP ge-

wünscht. Einem Drittel der Be-
fragten ist die Zusammenset-
zung der Landesregierung egal.

Besonders großer Be-
liebtheit erfreut sich 
Grün-Schwarz bei den 
Anhängern der CDU: 72 
Prozent begrüßen das 
Bündnis. Die Anhänger 
der Grünen sind gespal-
ten: 47 Prozent befür-
worten Grün-Schwarz, 41 
Prozent wären lieber 
eine Ampel-Koalition 
eingegangen.

Die inhaltlichen Vorhaben 
der neuen Landesregierung 

werden dagegen positiver be-
wertet. Ab dem Jahr 2022 soll 
bei Neubauten oder größeren 

Dachsanierungen der 
Einbau von Photovoltai-
kanlagen zur Pflicht wer-
den. Das halten 47 Pro-
zent der Befragten für 
richtig, dagegen sind 
37 Prozent. Auch die Ein-
führung eines Sachkun-
denachweises für Hun-
debesitzer, ein soge-
nannter Hundeführer-

schein, stößt bei einer Mehrheit 
der Befragten (57 Prozent) auf 
Zustimmung. 33 Prozent halten 

diesen für übertrieben. Anders 
sehen das Hundebesitzer. 52 
Prozent der Befragten, die einen 
Hund besitzen, halten den Hun-
deführerschein für übertrieben, 
nur 40 Prozent bezeichnen ihn 
als eine gute Sache.

Der Neuaufnahme von Schul-
den steht eine große Mehrheit 
der Bevölkerung kritisch gegen-
über. Die zuletzt immer wieder 
geforderte Abschaffung der 
Schuldenbremse lehnen 61 Pro-
zent der Befragten ab, nur 19 
Prozent sprechen sich dafür aus.
Leitartikel Seite 2 und 
Südwestumschau

Grün-Schwarz hat wenig 
Rückhalt bei den Bürgern
Politik Nur 35 Prozent begrüßen in einer Umfrage die Fortsetzung der Koalition aus 
Grünen und CDU. Mehr Zustimmung erfahren konkrete Projekte. Von David Nau

Stuttgart/Bad Münstereifel. Ba-
den-Württembergs Ministerprä-
sident Winfried Kretschmann 
hat angesichts der Hochwasser-
katastrophe im Westen Deutsch-
lands die Wiedereinführung ei-
ner verpflichtenden Elementar-
schadenversicherung für alle 
Gebäudebesitzer gefordert. Alle 
Immobilienbesitzer müssten in 
eine Solidargemeinschaft gehen, 
sonst werde das Folgen haben, 

die man nicht mehr gut bewäl-
tigen könne, sagte der Grü-
nen-Politiker in Stuttgart. 
Kretschmann kündigte an, sich 
in der Ministerpräsidentenkon-
ferenz im Herbst erneut dafür 
einsetzen zu wollen.

Außerdem soll im Südwesten 
das Warnsystem ausgebaut wer-
den. Der baden-württembergi-
sche Innenminister Thomas 
Strobl (CDU) rief die Bevölke-

rung dazu auf, Warnapps zu 
nutzen, vor allem die Warn-App 
„Nina“. Kretschmann forderte 
ein Umdenken und rief die Men-
schen dazu auf, sich auf den 
Ernstfall vorzubereiten. „Da 
brauchen wir eine ganz andere 
Haltung – die ist bei uns viel zu 
wenig drin.“ Es müssten viel 
mehr Katastrophenübungen ge-
macht werden – so wie etwa in 
Japan.

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) sagte bei ihrem zwei-
ten Besuch im Überflutungsge-
biet den Betroffenen schnelle 
Hilfe zu. Das Bundeskabinett 
werde am Mittwoch ein Pro-
gramm für finanzielle Hilfe be-
schließen, sagte sie in Bad 
Münstereifel in Nordrhein-
Westfalen.� afp/dpa
Kommentar und  
Themen des Tages

Kretschmann für Versicherungspflicht
Unwetter Ministerpräsident fordert Konsequenzen aus der Flutkatastrophe.
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Der Sündenbock ist tot 
– diese These hat der 
Kulturphilosoph René 
Girard schon vor Jah-

ren aufgestellt. In modernen 
Zeiten funktionierten die her-
gebrachten Opferrituale nicht 
mehr, um einen Zusammenhalt 
der Gesellschaft zu erzeugen. 
Zu aufgeklärt und informiert 
seien die Menschen, als dass 
sie wirklich glaubten, alles 
werde gut, fände man nur ei-
nen Schuldigen und richtete 
ihn hin.

Angesichts der Gnadenlo-
sigkeit, mit der gerade über 
das Versagen bei der Hoch-
wasserkatastrophe und damit 
indirekt auch über die Schuld 
am Tod von mehr als 160 Men-
schen diskutiert wird, könnte 
man den Eindruck gewinnen, 
Girard habe komplett dane-
bengelegen. Im Kreis Euskir-
chen haben die Bewohner 
schon am Mittwochmittag per 
Nina-App Warnungen vor 
Starkregen und Hochwasser 
erhalten. Doch weil dort Über-
schwemmungen ungefähr so 
oft vorkommen wie Schnee im 
Sommer, hat man sie womög-
lich nicht richtig ernst genom-
men. Vielleicht hätten die ört-
lichen Behörden intensiver 
warnen müssen. Wer weiß? Zu 
einer aufgeklärten Gesellschaft 
gehört es jedenfalls, zunächst 
die Fakten aufzuarbeiten und 
dann das Urteil zu sprechen – 
und nicht umgekehrt.

Sündenbock 
gesucht

Kommentar  
Guido Bohsem 
zur Reform des Ka-
tastrophenschutzes

BaWü-
Check

Drohung mit 
Geldstrafe

Brüssel. Die EU-Kommission 
droht Polen. Sollte die Regie-
rung in Warschau die umstritte-
ne Disziplinarkammer für pol-
nische Richter nicht wie vom 
Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) gefordert aussetzen, 
werde Brüssel die Zahlung ei-
nes Bußgeldes gerichtlich bean-
tragen, sagte EU-Kommissions-
vizepräsidentin Vera Jourova am 
Dienstag. Polen habe Zeit bis 
zum 16. August. Die EU streitet 
seit Jahren mit Warschau über 
Justizreformen der rechtsnatio-
nalistischen Regierungspartei 
Recht und Gerechtigkeit. � afp
Themen des Tages

Rechtsstaat Polen muss 
EuGH-Urteil umsetzen, 
sagt die EU-Kommission.

Corona
Sanofi-Impfstoff
wird geprüft
Amsterdam. Die Europäische 
Arzneimittelbehörde EMA hat 
ein schnelles Prüfverfahren für 
den Corona-Impfstoff des fran-
zösischen Herstellers Sanofi 
Pasteur eingeleitet. Nach den 
bisher vorliegenden Daten aus 
Laborstudien und klinischen 
Versuchen könnte das Präparat 
Vidprevtyn vor einer Covid-19-
Erkrankung schützen, teilte die 
EMA am Dienstag in Amster-
dam mit. Wann das Verfahren 
abgeschlossen sein wird, ist un-
klar. � dpa

Israel
Beschuss aus 
dem Libanon
Tel Aviv. Aus dem Libanon sind 
zwei Raketen auf den Norden Is-
raels abgeschossen worden. Ein 
Abwehrsystem habe eine davon 
abgefangen, die andere sei in of-
fenem Gelände aufgeschlagen, 
teilte das israelische Militär am 
Dienstag mit. Als Reaktion habe 
die Artillerie Ziele im Libanon 
beschossen. Verletzte oder 
Schäden gab es demnach nicht. 
Israelische Armeevertreter ver-
muteten, dass Palästinenser die 
Raketen aus dem Libanon abge-
feuert hätten.  � dpa


